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Kooperation für Flüchtlinge in Brandenburg hat 
sich zum Ziel gesetzt, zusammen mit Behörden 
und Institutionen in Brandenburg ein Ermittlungs-
verfahren zu entwickeln und zu etablieren. 

Auf der Grundlage einer europarechtsfreundlichen 
Auslegung des §6 Asylbewerberleistungsgesetz 
kann nach der Ermittlung und Feststellung die 
psychosoziale und medizinische Versorgung be-
sonders schutzbedürftiger Flüchtlinge gewährleistet 
werden.

Notwendig dafür ist:

• Die Einrichtung einer Steuerungsgruppe 
bestehend aus NRO's, (Ministerial-) 
Verwaltung und Politik, die das Ermitt-
lungsverfahren entwickelt und Fachstellen 
dafür beauftragt. 

• Die Einrichtung einer unabhängigen 
psychosozialen Beratungsstelle in der 
Erstaufnahmeeinrichtung zur Feststellung 
der Bedarfe und qualifizierten Weiterver-
mittlung.

• Die Erstellung und Aushandlung eines 
Leistungskataloges.

• Qualifizierung der Regeldienste für die 
besonderen Belange von Asylsuchenden.

• Einrichtung eines regelfinanzierten 
psychosozialen Zentrums für Brandenburg 

Kooperation für Flüchtlinge in Brandenburg bietet:

• Feststellung, qualifizierte Beratung 
und Weiterleitung von besonders 
schutzbedürftigen Flüchtlingen unter 
Berücksichtigung der asyl- und 
aufenthaltsrechtlichen Verfahren

• Diagnostik, psychosoziale Betreuung, 
Behandlung und Weiterleitung an andere 
Versorgungsangebote

• Vernetzung mit Regelangeboten

• Sensibilisierung für die Belange der 
Zielgruppen

• fachpolitische Lobbyarbeit

• Fortbildungsangebote für MultiplikatorInnen

• Fortlaufend aktuelle Informationen 
über die vulnerablen Gruppen auf der 
Webseite:

kooperation-für-flüchtlinge-in-brandenburg.de

Kooperation für Flüchtlinge in Brandenburg ist ein 
Zusammenschluss von Nichtregierungsorganisa-
tionen mit dem Ziel, die Situation von besonders 
schutzbedürftigen Flüchtlingen in Brandenburg zu 
verbessern.

Nach Vorgabe der Europäischen Union (Auf-
nahmerichtlinie) sollen in allen Mitgliedstaaten 
besonders schutzbedürftige Flüchtlinge ermittelt 
werden, um eine bedarfsgerechte Unterbringung, 
medizinische Behandlung und soziale Versorgung 
sicherzustellen. Dazu gehören alte Menschen, 
Schwangere, Alleinerziehende mit minderjährigen 
Kindern, Minderjährige, Menschen mit Behinderung 
und Flüchtlinge, die Folter, Vergewaltigung oder 
sonstige schwere Formen psychischer, physischer 
oder sexueller Gewalt erlitten haben.

Die Bundesregierung hat diese Bestimmungen nicht 
ins Asylbewerberleistungsgesetz aufgenommen. 
Deshalb ist die EU-Richtlinie nunmehr unmittelbar 
anzuwenden. 

Die Art. 15 und 17 enthalten dafür ausreichend 
bestimmte Regelungen, nach denen das nationale 
Recht europarechtsfreundlich ausgelegt werden 
muss.


